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die Krise europas ist zunächst auch eine
Krise des Kapitalismus und der demokra-
tie. die menschen sind zutiefst besorgt, ob
sich das hiesige sozialmodell und der ge-
wohnte lebensstil im Zuge der rapide fort-
schreitenden globalisierung und digitali-
sierung bewahren lassen. es reicht nicht,
dass die globalisierung die Wirtschaft no-
minal wachsen lässt, wenn sich weite teile
der gesellschaft auf der Verliererseite se-
hen. die ungleichverteilung des Wohlstan-

Im 60. Jahr der Römischen Verträge gilt es, den Abgesang auf
Europa zu beenden, sich auf die Verdienste sowie Vorteile dieses
Projektes zu besinnen und Europa nachhaltig zu verbessern

des ist das urproblem, das extremen politi-
schen Positionen und Parteien den boden
bereitet. nur wer sich abgehängt fühlt, ist
anfällig für die rhetorik der Populisten. 

Schutzversprechen offen Zwar ist die
eu nicht die ursache dieses Problems, aber
sie hat es auch nicht verhindert. das Ver-
sprechen der eu an die europäerinnen und
europäer war, sie vor den negativen aus-
wirkungen der globalisierung zu schützen
und ihnen im weitest möglichen sinne si-
cherheit zu bieten. dazu zählt sozialer
schutz ebenso wie schutz vor inneren oder
äußeren feinden. 
sowohl in der finanzkrise als auch bei den
großen migrationsströmen ist das jedoch
nur unzureichend gelungen. die in den usa
entstandene finanzkrise sandte schock-
wellen um den globus, die auch in europa
die Wirtschaft in eine rezession stürzten
und die Verschuldung der öffentlichen
haushalte sprunghaft ansteigen ließen. in
dieser situation verfügten die eu und ins-
besondere die eurozone nicht über die not-
wendigen instrumente, um der Wirtschaft

Einfluss sichern in einer globalisierten Welt

as Jahr 2016 war erneut ein Krisen-
jahr für die europäische union. die

Probleme der Währungsunion sind auch
im achten Jahr nach der lehman-Pleite
nicht zufriedenstellend gelöst, und eine ei-
nigung auf einen europäischen ansatz zur
bewältigung des Zustroms von flüchtlin-
gen zeichnet sich nicht ab. hinzu kommt
der brexit-schock. Zum ersten mal in der
geschichte hat ein mitgliedstaat angekün-
digt, die union verlassen zu wollen. 
auch 2017 bleibt die eu zunächst im Kri-
senmodus. die Wahl von donald trump
zum amerikanischen Präsidenten zeigt,
dass der erstarkende nationalismus, die
Verrohung der politischen debatten und
die glorifizierung der Vergangenheit nicht
allein europäische Probleme sind. Viel-
mehr steht das gesamte westliche system
unter druck. 

▲ 60 Jahre nach der Unterzeichnung der Römischen Verträge sieht die Europäische Union unsicheren Zeiten entgegen
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schnell und effizient auf die beine zu hel-
fen. Während die banken mit milliarden an
steuergeld gerettet wurden, sind teile der
bevölkerung und ganze regionen verarmt.
in den südlichen eu-mitgliedstaaten hat es
besonders die junge generation schwer ge-
troffen.

Kontrollverlust bei Migration auch
bei den migrationsströmen hat die union
ein schlechtes bild abgegeben. die men-
schen mussten einen Kontrollverlust
staatlicher strukturen mit ansehen, der
nicht durch die eu aufgefangen werden
konnte. trotz aller fortschritte bei der Kon-
trolle der außengrenzen sind bis heute
zentrale fragen im umgang mit flüchtlin-
gen ungelöst. das dublin-system, nach
dem immer der eu-staat für die flüchtlin-
ge zuständig ist, in dem diese als erstes
eu-territorium betreten haben, existiert
quasi nur noch auf dem Papier. gleichzei-
tig blockieren einige eu-mitgliedstaaten
die schaffung eines systems zur fairen las-
tenverteilung.
dass die eu nicht erfolgreicher agieren
konnte, liegt am mangelnden politischen
Willen einiger regierungen und fehlenden
Kompetenzen auf europäischer ebene. Pa-
radoxerweise konnten sich die eu-mit-
gliedstaaten gerade in jenen bereichen, in
denen der mehrwert gemeinsamen han-
delns am größten wäre, nicht dazu durch-
ringen, auf europäischer ebene die nötigen
instrumente bereitzustellen und entschei-
dungsstrukturen zu schaffen. 
Zwischen den erwartungen an die eu und
ihren möglichkeiten klafft deshalb eine rie-
sige lücke. sowohl die Währungsunion als
auch der binnenraum ohne grenzkontrol-
len nach dem schengener abkommen sind
unvollständig und funktionieren nur, so-
lange keine unerwarteten Probleme auf-
treten. in beiden fällen wurde der Versuch
unternommen, die Vorteile der gemeinsa-
men Politik zu genießen, während die las-
ten national und ohne rücksicht auf den
europäischen Kontext getragen werden
sollten. 

Einheitliche Fiskalpolitik letztlich
kann es aber keine dauerhaft erfolgreiche
Währungsunion ohne europäische Wirt-
schafts- und fiskalpolitik geben. ebenso
kann ein europa ohne binnengrenzen nicht
funktionieren, wenn der schutz der außen-
grenzen sowie der umgang mit flüchtlin-
gen und migranten nicht als gemeinsame
aufgabe begriffen werden. 

die entscheidungen ihrer regierungen zu
kontrollieren. 
oft blieb den Parlamenten keine andere
Wahl, als „alternativlosen“ beschlüssen
der staats- und regierungschefs zuzustim-
men. im schlechtesten falle, wie in der
flüchtlingspolitik, können die eu-mit-
gliedstaaten sich nicht oder nur in teilbe-
reichen - rückführungsabkommen mit der
türkei und stärkerer schutz der außen-
grenzen - einigen, während anderes unge-
löst bleibt.
in einer Welt, in der alle 28 eu-mitglied-
staaten zusammen gerade einmal sieben
Prozent der Weltbevölkerung stellen und
15 Prozent des Welthandels generieren,
kann kein einzelner europäischer staat
mehr für sich in anspruch nehmen, das
Weltgeschehen entscheidend zu beein-
flussen. nur die gemeinsame ausübung
der souveränität bietet die möglichkeit,
den Prozess der globalisierung mitzuge-
stalten, anstatt nur dessen spielball zu
sein.

Gemeinsam stärker man sollte sich
deshalb auf den geist der gründungsväter
der europäischen gemeinschaft vor 60 Jah-
ren besinnen. damals kamen ehemalige
feinde zusammen in der Überzeugung,
dass Kooperation besser ist als Konfronta-
tion, solidarität besser als Konkurrenz und
die europäischen staaten gemeinsam stär-
ker sind als allein. dies gilt heute mehr
denn je. die eu war nie eine fremde macht,
die über die staaten herrscht. sie ist die ge-
meinschaft ihrer mitglieder, welche sich
freiwillig entschlossen haben, souveräni-
tät zu bündeln und gemeinsam auszuüben.
dass die eu funktionieren kann, beweist
sie in jenen Politikbereichen, in denen die

es ist deshalb bequem, der eu und ihren in-
stitutionen den schwarzen Peter zuzu-
schieben. das europäische Parlament for-
derte schon 2012, die dublin-regeln durch
einen dauerhaften Verteilungsschlüssel für
flüchtlinge zu ersetzen. auch drängen eu-
Kommission und Parlament seit langem
darauf, die Währungsunion zu ergänzen,
indem auch elemente der fiskal- und Wirt-
schaftspolitik europäisch vereinheitlicht
werden. bei den eu-mitgliedstaaten fand
man damit jedoch nur wenig gehör. unter
diesen bedingungen ist eine vorausschau-
ende Politik kaum möglich.
die mitgliedstaaten rufen regelmäßig erst
dann nach europa, wenn sich das Problem
vor der eigenen haustür zeigt und es ei-
gentlich schon zu spät ist. als folge werden
dann unter Zeitdruck zwischenstaatliche
notmaßnahmen beschlossen. so wurden
auf dem höhepunkt der finanz- und schul-
denkrise instrumente außerhalb des eu-
rechtsrahmens geschaffen wie etwa der
fiskalpakt zur Verbesserung der wirt-
schaftspolitischen steuerung oder der eu-
ropäische stabilitätsmechanismus.

Strukturen fehlen die notlösungen wa-
ren damals unabdingbar. sie wären aber
vermeidbar gewesen, hätte man von 
anfang an die nötigen strukturen auf eu-
ropäischer ebene geschaffen. stattdessen
muss heute auf einen fast schon zur routi-
ne gewordenen Krisenmodus zurückgegrif-
fen werden, unter dem die europäische 
demokratie zunehmend leidet. bei zwi-
schenstaatlichen lösungen bleiben die 
gemeinschaftsinstitutionen europäische
Kommission und europäisches Parlament
weitgehend außen vor, während die natio-
nalen Parlamente kaum in der lage sind,
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◀ Wenn
Europa eine
Zukunft 
haben will,
muss die 
Union die
Bürger/innen
für sich 
begeistern
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entscheidungen unter anwendung der so
genannten gemeinschaftsmethode ge-
troffen werden - etwa bei der gesetzge-
bung zum binnenmarkt oder im umwelt-
und Verbraucherschutz. dabei entscheiden
die beiden Ko-gesetzgeber gemeinsam per
mehrheitsbeschluss. das europäische Par-
lament repräsentiert die bürgerinnen und
bürger, während der rat die eu-mitglied-
staaten repräsentiert. so wird sicherge-
stellt, dass alle interessen berücksichtigt
werden und europäische lösungen nicht
durch einzelne Partikularinteressen verhin-
dert werden. 
um den erwartungen der bürgerinnen und
bürger gerecht zu werden, muss dieses Ver-
fahren auf alle bereiche anwendung fin-
den, wo die eu-mitgliedstaaten in einer
globalisierten Welt nicht mehr genug ein-
fluss nehmen können. dazu gehören die
außen-, sicherheits- und Verteidigungspo-
litik, die handelspolitik, die migrations-
und flüchtlingspolitik sowie die Wäh-
rungs- und Wirtschaftspolitik. selbstver-
ständlich zählt auch die Klima- und um-
weltpolitik dazu.

Gegen Steuerdumping in bereichen
wie der steuer- und sozialpolitik muss der
Vielfalt in europa rechnung getragen wer-
den. hier gibt es keine „one-size-fits-all“-
lösungen. allerdings ist es nicht hinnehm-
bar, dass einige eu-mitgliedstaaten mit
extrem niedrigen steuersätzen um groß-
unternehmen buhlen und die steueraus-

fälle am ende durch arbeitnehmer/innen
aufgefangen werden müssen sowie kleine
und mittlere unternehmen, die ihren sitz
nicht kurzfristig in einen anderen staat ver-
legen können. andere entscheidungen soll-
ten so nah wie möglich am menschen ge-
troffen werden - sprich: in den Kommunen,
regionen oder eu-mitgliedstaaten.
ohne die mitgliedstaaten geht nichts. sie
sind herr der Verträge und bilden mit den
bürgerinnen und bürgern die legitimitäts-
grundlage der eu. diese fußt auf einem ge-
meinsamen rechts- und Wertefunda-
ment, auf welches sich die eu-mit-
gliedstaaten geeinigt haben. seit den er-
weiterungsrunden 2004 und 2007 sowie
der Verabschiedung des lissabon-Vertrags
bekommt dieses fundament zunehmend
risse. Während einige eu-mitgliedstaa-
ten, insbesondere die der eurozone, für ei-
ne Vertiefung eintreten, propagieren an-
dere regierungen offen ein „europa der
Vaterländer“, in dem entscheidungen
möglichst nur durch die regierungen im
europäischen rat getroffen werden. 

Künftige Aufgaben klären Vor diesem
hintergrund stellt sich die frage, ob noch
alle eu-mitgliedstaaten ähnliche Vorstel-
lungen haben, wie die eu beschaffen sein
soll und welche aufgaben sie übernehmen
soll. diese grundsatzfrage muss beantwor-
tet werden, denn auf einem wackligen fun-
dament lässt sich kein stabiles haus bauen.
Zu begrüßen ist deshalb der ansatz der eu-

ropäischen Kommission, in ihrem Weiß-
buch vom märz 2017 fünf szenarien vor-
zustellen, wie europa im Jahre 2025 ausse-
hen könnte. 
das europäische Parlament hat sich bereits
im februar 2017 klar für eine Vertiefung
der union und für demokratische entschei-
dungsstrukturen ausgesprochen. nun liegt
es an den eu-mitgliedstaaten, farbe zu be-
kennen. alle staaten sind gleichwertig,
doch kommt frankreich und deutschland
als gründungsstaaten und größte eu-
Volkswirtschaften eine besondere Verant-
wortung zu - vor allem angesichts des ab-
sehbaren ausscheidens des Vereinigten
Königreichs aus dem europäischen Ver-
bund. die Wahl des pro-europäisch gesinn-
ten emmanuel macron zum französischen
Präsidenten könnte den deutsch-französi-
schen motor wieder zum laufen bringen,
was für den erfolg der eu unerlässlich ist.

Deutsch-französische Vision frank-
reich und deutschland sollten gemeinsam
eine Vision für die Zukunft europas entwi-
ckeln, die dann mit und in allen eu-mit-
gliedstaaten diskutiert wird. dies darf sich
nicht auf die Parlamente und amtstuben
beschränken, sondern muss in so vielen re-
gionen, städten und dörfern wie möglich
geschehen - von Portugal bis zum balti-
kum. eine echte bürgerunion kann nur von
den bürgerinnen und bürgern geschaffen
werden. ein dritter europäischer Konvent
könnte eine neue Verfassungsgrundlage
für eine noch stärker demokratische, trans-
parente und handlungsfähige union erar-
beiten. 
niemals war das öffentliche interesse an
europäischer Politik so groß wie heute.
aber auch noch nie war die Öffentlichkeit
gegenüber der eu so polarisiert - mit na-
tionalistischen tendenzen auf der einen
und pro-europäischen bürgerbewegungen
auf der anderen seite. es ist an der Zeit,
dass sich europäerinnen und europäer der
gretchenfrage über die Zukunft der euro-
päischen union und des europäischen Kon-
tinents stellen sowie die längst überfällige
debatte über das gemeinsame europäi-
sche fundament führen. ◼

◀ Auch junge 
Menschen muss die 
Europäische Union 
verstärkt einbeziehen FO
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